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Vorwort 

Im Kanton St.Gallen ist die Wasserversorgung insgesamt auf einem sehr guten Ausbaustand. 
Die Verantwortlichen in den Gemeinden und Korporationen sorgen für ein sicheres Funktionie-
ren. Trotz aller Bemühungen und Vorkehren ist indessen nicht auszuschliessen, dass Naturka-
tastrophen, Sabotage-Angriffe, Stromausfall oder gar Kernkraft-Unfälle schwere Mangellagen 
verursachen können.  

Um die Auswirkungen bei allfälligen schweren Mangellagen einschränken zu können, müssen 
die Kantone die Aufgaben und Verantwortlichkeiten für die Gemeinden, die Wasserversorgung 
sowie die Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise den Sicherheitsverbunden, mit 
den Regionalen Führungsstäben (RFS), den Kantonalen Führungsstab (KFS) und die kantona-
len Fachstellen festlegen und die Zusammenarbeit im Sinne einer koordinierten Ereignisbewäl-
tigung gewährleisten. 

Die Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen 
(VTM) löst die frühere Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in Notla-
gen (VTN) ab und stellt dabei insbesondere Ereignisse mit einer regionalen Auswirkung und 
Einschränkungen über mehrere Tage in den Fokus. Damit verschiebt sich der Betrachtungsho-
rizont von der einzelnen Wasserversorgung weg zu einem weiträumigen Gebiet, welches meh-
rere Gemeinden umfassen kann. Die vorliegende kantonale Vollzugshilfe zur Eidgenössischen 
Verordnung zur Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen baut dabei auf den beste-
henden Regionen der Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise der Sicherheitsver-
bunde, sowie den sechs Planungsregionen der neuen Regionalpolitik (NRP) auf. Innerhalb die-
sen sind die Vorbereitungsmassnahmen zu koordinieren.  

Im Ereignisfall, also wenn die Wasserversorgung grossräumig und langfristig ausfällt, überneh-
men die regionalen Führungsstäbe (RFS) innerhalb ihrer Regionen die Koordination zwischen 
den Partner des Bevölkerungsschutzes, den Wasserversorgungen, den Gemeinden, dem Kan-
ton und anderen Partnern zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangella-
gen.  

Im Rahmen des Leitbilds für die Wasserversorgung im Kanton St.Gallen wird zugleich die Resi-
lienz der Wasserversorgung in den Planungsregionen NRP behandelt. Dies erleichtert die Aus-
wirkungen einer schweren Mangellage zu bewältigen und im Fall eines Ereignisses die Ein-
schränkung der Versorgung rasch zu beheben. Mittels einer starken Resilienz soll die normale 
Versorgung mit Trinkwasser so lange wie möglich aufrecht bleiben. 

Die Zusammenarbeit, die Regelung der Verantwortlichkeiten und die Finanzierung der ver-
schiedenen Aufgaben rückt damit ins Zentrum. Damit übernimmt der Kanton eine aktive Rolle 
in der Bewältigung von schweren Mangellagen. 

Mit der vorliegenden kantonalen Vollzugshilfe sollen die Regionen organisatorische oder techni-
sche Schwachstellen der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen erkennen und Vor-
sorgemassnahmen treffen, um allein oder im Verbund mit benachbarten Regionen und allen-
falls dem Kanton solche Ereignisse bewältigen zu können. Der Fokus liegt dabei insbesondere 
auf dem Worstcase, also der unterbrochenen Wasserversorgung (Betriebszustand U), was hier 
detailliert dargelegt wird.  
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1. Einleitung 

1.1 Allgemeines 
Trinkwasser ist das wichtigste Lebensmittel überhaupt – die Trinkwasserversorgung wird daher 
generell als kritische Infrastruktur eingestuft. Die Versorgung der Bevölkerung ist Aufgabe der 
Gemeinden. Im Fall einer schweren Mangellage sind es der Kanton und die Bevölkerungs-
schutzkommissionen und Sicherheitsverbunde mit ihren Regionalen Führungsstäben, denen 
zusätzliche Aufgaben für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung zukommen.  

Bis auf einzelne örtliche Versorgungsengpässe blieb die Wasserversorgung im Kanton St.Gal-
len bisher vor grösseren Ereignissen wie Stromausfällen oder Sabotagen verschont. Aufgrund 
der Klimaänderung ist zu erwarten, dass Engpässe regional zunehmen werden. Die Verknap-
pung wird noch verschärft durch Nutzungskonflikte und Verunreinigungen von Ressourcen so-
wie das Bevölkerungswachstum. Auch im Wasserschloss Schweiz sind deshalb weitere An-
strengungen zur Sicherstellung einer auch zukünftig ausreichenden und robusten Versorgung 
mit Trinkwasser notwendig. Die Wasserversorgungen passen sich an diese Veränderungen an. 

Mit der Verordnung vom 19. August 2020 über die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in 
schweren Mangellagen (VTM), welche die Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasser-
versorgung in Notlagen (VTN) ablöst, werden die Aufgaben und Vorgaben von Bund, Kanto-
nen, Gemeinden und Dritten in Bezug auf die Versorgung mit Trinkwasser auf aktuellere Sze-
narien ausgerichtet und neu festgelegt.  

Angesichts der grossen Bedeutung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen 
(TWM) hat die Arbeitsgruppe Wasserversorgung der KVU-Ost eine Umsetzungshilfe erarbeitet, 
welche allen Ostschweizer Kantonen als Grundlage zur Verfügung steht.  

Um die Aufgabe effizient und kostengünstig zu lösen, werden im Kanton St.Gallen die beste-
henden Regionen der Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise der Sicherheitsver-
bunde (Anhang A1), sowie die sechs Planungsregionen der neuen Regionalpolitik (NRP) ge-
nutzt (Anhang A2). Innerhalb diesen sind die Vorbereitungsmassnahmen zu koordinieren.  

Im Ereignisfall, also wenn die Wasserversorgung grossräumig und langfristig ausfällt, überneh-
men die regionalen Führungsstäbe (RFS) innerhalb ihrer Regionen die Koordination zwischen 
den Partner des Bevölkerungsschutz, den Wasserversorgungen, den Gemeinden, dem Kanton 
und anderen Partnern zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen. 
Für jede Region der Bevölkerungsschutzkommission, beziehungsweise des Sicherheitsver-
bunds, wird durch den RFS, in Zusammenarbeit mit den Wasserversorgungen und mit Unter-
stützung des Kantons ein TWM-Konzept erarbeitet. 

1.2 Zweck 
Diese kantonale Vollzugshilfe zur VTM soll den politisch und fachlich verantwortlichen Stellen 
und Gremien im Kanton St.Gallen als Orientierung zur Umsetzung des Projektes TWM dienen. 
Dabei geht es insbesondere um  

- Die Festlegung von unverzichtbaren Anlagen (UVA) für die Ersatzwasserbeschaffung,  
- Vorbereitung der UVA für den Ereignisfall, 
- Materielle und organisatorische Vorbereitungen für den Ereignisfall, 

Finanzierung der Massnahmen wie bauliche Anpassungen an den UVA-Anlagen, Be-
schaffung von Material, Bau und Betrieb von Werkhöfen. 

- Die Stärkung der Resilienz der Wasserversorgung. 
Eine Musterkonzeptvorlage für die zu erstellenden regionalen TWM-Konzepte ist zusätzlich zu 
dieser Richtlinie erstellt und ist separat zur Verfügung gestellt. 
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1.3 Grundsätze 
Die VTM betrifft die Versorgung mit Trinkwasser, das als Lebensmittel an die Bevölkerung und 
an «Besondere Verbraucher» abgegeben werden muss. Trinkwasser ist Wasser im Naturzu-
stand oder nach der Aufbereitung, das zum Trinken, zum Kochen, zur Zubereitung von Lebens-
mitteln oder zur Reinigung von Bedarfsgegenständen verwendet wird1. Besondere Verbraucher 
sind Spitäler, soziale Einrichtungen, landwirtschaftliche Betriebe (nur falls sie sich nicht selbst 
behelfen können und auf Wasser in Trinkwasserqualität angewiesen sind) sowie Betriebe, wel-
che lebensnotwendige Güter produzieren oder Dienstleistungen erbringen, die im kantonalen 
Inventar kritischer Infrastrukturen enthalten sind. Nicht berücksichtigt sind Schulen, da der 
Trinkwasserbedarf bereits über die Anzahl Bewohner berücksichtigt ist. Die VTM umfasst öf-
fentliche und privat organisierte Trinkwasserversorgungen sowie Anlagen der Abwasserbeseiti-
gung, sofern deren Ausfall wichtige Fassungen der Trinkwasserversorgung beeinträchtigt. 

Im Kanton St.Gallen definiert sich eine schwere Mangellage in der Trinkwasserversorgung wie 
folgt: 

Eine schwere Mangellage in der Trinkwasserversorgung besteht, wenn die 
Versorgung eines grossen Teils der Bevölkerung und der der Landesversor-
gung dienenden Wirtschaft in einer oder mehreren Regionen, qualitativ oder 
quantitativ, mehr als drei Tage nicht mehr sichergestellt werden kann und die 
Zuständigen ausserstande sind, den Normalbetrieb kurzfristig aus eigener 
Kraft wiederherzustellen. 

Schwere Mangellagen sind im Landesversorgungsgesetz (LVG, SR 531) definiert und können 
unter anderem ausgelöst werden durch: 

 Naturkatastrophen wie Unwetter, extreme Trockenheit oder Überschwemmungen, Erdbeben; 
 technische Ereignisse bzw. menschliche Eingriffe wie Transportunfälle, Schäden durch Bau-

arbeiten oder die Landwirtschaft; 
 Sabotage, Cyber-Angriffe; 
 Strommangellage, Stromausfall (lokal/regional oder grossräumig); 
 Kernkraftwerk-Unfall; 
 flächendeckende Gesundheitsgefährdungen (Pandemie); 
 Ausfall der Informations- und Kommunikationsnetze. 

Die VTM gilt nur für schwere Mangellagen gemäss LVG und behandelt keine Betriebsstörun-
gen, die kurzzeitige Abweichungen vom Normalbetrieb sind. Die Wasserversorgungen sollten 
Betriebsstörungen im Rahmen der guten Verfahrenspraxis (GVP)2 und/oder mit Hilfe der in der 
Generellen Wasserversorgungsplanung (GWP)3 aufgezeigten Massnahmen bewältigen. So ist 
die Wasserversorgung bei Rohrbrüchen oder kurzen Stromausfällen mittels betrieblicher Mass-
nahmen zu sichern, wie z.B. durch Vorhalten von Störungsreserven in Reservoiren und Redun-
danzen im Verteilnetz. Lokale Ausfälle der Wasserversorgung sind weiterhin im Rahmen einer 
Notfallplanung und in Eigenverantwortung mittels des Business Continuity Management (BCM) 
der zuständigen Wasserversorgung zu beheben. 

Im Rahmen des Leitbilds für die Wasserversorgung im Kanton St.Gallen wird zugleich die Resi-
lienz der Wasserversorgung in den Planungsregionen (NRP) gestärkt. Eine Stärkung dieser er-

 

1 Verordnung des EDI über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern und Duschanlagen (TBDV), 
2016  

2vgl. SVGW-Richtlinie W12 
3vgl. Leitfaden GWP 2017, KVU-Ost und SVGW-Empfehlung W1011, 2019 
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leichtert die Auswirkungen einer schweren Mangellage zu bewältigen und im Fall eines Ereig-
nisses die Einschränkung der Versorgung rasch zu beheben. Mittels einer starken Resilienz soll 
die normale Versorgung mit Trinkwasser so lange wie möglich aufrecht bleiben. 

1.4 Zielsetzungen 
Primäres Ziel der VTM ist die Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung der Bevölkerung 
mit Trinkwasser im Fall einer schweren Mangellage im Betriebszustand U, unabhängig davon, 
wodurch eine schwere Mangellage ausgelöst wird. Die VTM legt die notwendigen Massnahmen 
fest und dient insbesondere folgenden Zwecken: 

 Auftretende Störungen in schweren Mangellagen werden rasch behoben und 
 das zum Überleben notwendige Trinkwasser ist jederzeit vorhanden. 

Die Versorgungssicherheit mit Trinkwasser sollte soweit erhöht werden, dass eine schwere 
Mangellage aufgrund der getroffenen vorsorglichen Massnahmen beherrschbar wird. 

2. Zuständigkeiten 

2.1 Rechtsgrundlagen und Herleitung der Zuständigkeiten 
Im Zusammenhang mit der Umsetzung der Vorschriften der eidgenössischen Verordnung über 
die Sicherstellung der VTM stellt sich die Frage, wer die notwendigen Massnahmen zu treffen 
und letztlich die Kosten zu tragen hat.  

Der in der VTM vorgenommenen Aufteilung der entsprechenden Aufgaben zwischen dem Kan-
ton, den Gemeinden und den Betreiberinnen und Betreibern von Wasserversorgungsanlagen 
kommt – für sich allein betrachtet – keine entscheidende Bedeutung zu. Dies, weil der Bundes-
verordnungsgeber nicht rechtswirksam in die Organisationshoheit der Kantone eingreifen kann. 

Tatsächlich kennt der Kanton St.Gallen kein "Wasserversorgungsgesetz", das die entspre-
chende Aufgabe als Ganzes den politischen Gemeinden zur Erfüllung zuweist. Der Kanton 
St.Gallen hat die Aufgabe der öffentlichen Wasserversorgung trotzdem durch gesetzliche   
Bestimmungen den politischen Gemeinden zur dauerhaften Erfüllung zugewiesen: So sieht das 
kantonale Planungs- und Baugesetz (PBG) vor, dass die politischen Gemeinden für die Er-
schliessung der Bauzonen mit den notwendigen Einrichtungen für eine dauerhafte Versorgung 
der zu überbauenden bzw. entsprechend überbauten Grundstücke mit Trink- und Brauchwas-
ser zuständig sind. Zudem haben die politischen Gemeinden gemäss dem Gesetz über den 
Feuerschutz (FSG) sicherzustellen, dass in bewohnten Gebieten und für besonders brandge-
fährdete Objekte jederzeit genügend Löschwasser zur Verfügung steht. Sie können Dritte mit 
der Erfüllung dieser Aufgabe beauftragen. Sowohl die Trink- und Brauchwasserversorgung wie 
auch die Löschwasserversorgung ist somit den politischen Gemeinden zur dauerhaften Erfül-
lung zugewiesen. Diese Zuständigkeit gilt auch bei schweren Mangellagen. 

Können die Mindestmengen nach Art. 2 VTM nicht anders sichergestellt werden, so sorgen die 
Kantone für die Einrichtung von regionalen Werkhöfen und die Beschaffung von schwerem Ma-
terial wie Schnellkupplungsrohre, Notstromgruppen und Aufbereitungseinheiten. Diesbezüglich 
gilt mithin das Subsidiaritätsprinzip, d.h. der Kanton greift in die Zuständigkeiten der jeweiligen 
Betreiberinnen und Betreiber von Wasserversorgungsanlagen nur ein, wenn diese ihre diesbe-
züglichen Aufgaben und Pflichten tatsächlich nicht (mehr) selber erfüllen können.  
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2.2 Aufgaben Bund 
Der Bund 
 gibt auf Basis der Rechtsgrundlagen (Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversor-

gung [LVG]; Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer [GSchG]; Verordnung über die 
Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen [VTM]) die Rahmenbe-
dingungen und Vorschriften vor; 

 definiert die Mindestmengen an Trinkwasser in einer schweren Mangellage: 
- Trinkwassermenge bis zum dritten Tag: so viel wie möglich, 
- Trinkwassermenge ab dem vierten Tag für private Haushalte: mindestens 4 l/E·d; 

 betraut das Bundesamt für Umwelt (BAFU) und den Fachbereich Energie der wirtschaftlichen 
Landesversorgung (BWL), regelmässig den Stand der Vorbereitungsmassnahmen zu erhe-
ben. 

2.3 Aufgaben Kanton 
Der Kanton 
 betraut das Amt für Militär und Zivilschutz, die GVSG und das Amt für Wasser und Energie 

(AWE) mit der Umsetzung der VTM; 
 definiert relevante Szenarien aufgrund der kantonalen Gefährdungsanalyse gemäss Kata-

plan4; 
 definiert die Mindestmengen an Trinkwasser in einer schweren Mangellage für die Bevölke-

rung und für besonderen Verbraucher, und bezeichnet die Gemeinden, die einzeln oder zu-
sammen mit anderen Gemeinden, die Mindestmengen zur Verfügung stellen. 

 erarbeiteten zusammen mit anderen Ostschweizer Kantonen eine Umsetzungshilfe zur VTM; 
 erarbeitet eine kantonale Vollzugshilfe und ein Musterkonzept zur Umsetzung der VTM;  
 informieren die Bevölkerung periodisch über die Notwendigkeit Notvorräte anzulegen.  
 informiert Besondere Verbraucher über die Notwendigkeit eines BCM (Business Continuity 

Management). 
 legt Aufgaben und Verantwortlichkeiten für die Wasserversorgung in schweren Mangellagen 

fest, welche die RFS und den kantonalen Führungsstab (KFS) betreffen, allenfalls in Zusam-
menarbeit mit anderen Kantonen; 

 erstellt und pflegt ein als vertraulich klassifiziertes, elektronisches Inventar aller massgeben-
den Wasserversorgungsanlagen und Grundwasservorkommen nach Vorgabe des BAFU und 
weiterer Hilfsmittel wie Kartenwerke; 

 erstellt eine Liste von besonderen Verbrauchern unter Berücksichtigung des Wasserbedarfs. 
Dazu gehören überkantonale und kantonale kritische Infrastrukturen der Leistungsklassen 
(LK) 4&3, inkl. Spitäler sowie Heime und soziale Institutionen;  

 bezeichnet für die Versorgung unverzichtbare Anlagen (UVA); 
 bestimmt, bei welchen Abwassersystemen der Einfluss auf die Trinkwasserversorgung in 

schweren Mangellagen zu prüfen ist; 
 prüft und genehmigt die regionalen TWM-Konzepte; 
 können die erforderlichen Mindestwassermengen nicht anders sichergestellt werden, so 

sorgt der Kanton für die Einrichtung von regionalen Werkhöfen und beschafft schweres Mate-
rial; 

 bietet Unterstützung bei der Prüfung der Trinkwasserqualität in einer schweren Mangellage5. 
Die Vorgaben der Verordnung über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bä-
dern und Duschanlagen (TBDV) sind auch im Krisenfall, soweit möglich, einzuhalten.  

 

4 vgl. Gefährdungs- und Risikoanalyse Kanton St.Gallen Ergebnisse der Phase I gemäss der Methode KATAPLAN 
30. November 2016 

5 VTM Art. 9 Abs. 2 
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2.4 Aufgaben Krisenorganisationen 
2.4.1 Bevölkerungsschutzkommissionen und Sicherheitsverbunde 

Die Bevölkerungsschutzkommissionen beziehungsweise Sicherheitsverbunde (Anhang A1), 
welche aus Vertretungen der Gemeinden bestehen, sind für die Erstellung eines TWM-Kon-
zepts (inkl. einer TWM-Dokumentation und TWM-Massnahmen) für ihre Region verantwortlich. 
Sie arbeiten dabei mit den Wasserversorgungen zusammen. Die RFS erhalten von dieser politi-
schen Exekutive ihren Auftrag. Dies umfasst Vorbereitung auf Ereignisse sowie die operative 
Führung in der Ereignisbewältigung. Wenn ein RFS Entscheidungen treffen muss, die über 
seine Kompetenzen hinausgehen, muss diejenige Exekutive entscheiden, welcher der RFS un-
terstellt ist. In solchen Fällen entwickelt der RFS Lösungsmöglichkeiten und die Exekutive ent-
scheidet, ob diese Lösungsmöglichkeiten umgesetzt werden sollen.  
 

2.4.2 Die RFS und der KFS 

 unterstützen den Kanton bei der Erstellung eines Inventars kritischer Infrastrukturen unter 
Berücksichtigung des Wasserbedarfs (Menge und Priorität); 

 sind im Ereignisfall auf der jeweiligen Ebene für die operative Führung zuständig, d.h. sie le-
gen gemäss Handbuch Führung im Bevölkerungsschutz (FiBS) fest: 
 wie das Ereignis bewältigt werden soll und 
 welche Einsatzorganisation was dazu beitragen soll. 

Der Führungsstab ist zuständig für: 

 Sicherstellung der Information der Bevölkerung über Gefährdungen, Risiken, Schutzmöglich-
keiten und Schutzmassnahmen; 

 Warnung und Alarmierung; 
 Erteilung von Verhaltensanweisungen an die Bevölkerung; 
 Sicherstellung der Führungsfähigkeit; 
 Koordination der Einsatzvorbereitungen; 
 Koordination der Einsätze der Partnerorganisationen (Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswe-

sen, Zivilschutz und der technischen Betriebe, wie der Wasser- und Abwasserentsorgung); 
 Sicherstellung einer zeit- und lagegerechten Bereitschaft; 
 Sicherstellung der personellen und der materiellen Verstärkung des Bevölkerungsschutzes 

im Hinblick auf bewaffnete Konflikte; 
 die Verbindung zur nationalen Alarmzentrale (NAZ). 

Die Führungsstäbe führen regelmässig Übungen mit allen Beteiligten und relevanten Partneror-
ganisationen durch, damit eine Unterstützung in einer schweren Mangellage funktioniert. Sie 
sorgen dafür, dass Erkenntnisse aus Konzepten und Übungen in die TWM-Massnahmenpla-
nung einfliessen. 

2.5 Aufgaben Gemeinden  
Die Gemeinden  

 verantworten die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung und erstellen die dafür 
notwendigen Planungen (Generelle Wasserversorgungsplanung, GWP und Generelle Ent-
wässerungsplanung, GEP). 

 können den Versorgungsauftrag an Dritte (öffentliche / private Körperschaften) übertragen; 
 beauftragen, durch die regionalen Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise Si-

cherheitsverbunde, die RFS mit der Vorsorgeplanung zur Ereignisbewältigung einer schwe-
ren Mangellage in der Trinkwasserversorgung.  

 erstellen durch die Bevölkerungsschutzkommissionen ein vertrauliches regionales  
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TWM-Konzept zur Ersatzwasserbeschaffung (inklusive einer TWM-Dokumentation und  
TWM-Massnahmen) gemäss den Vorgaben des Kantons; 

 führen eine Liste von besonderen Verbrauchern. Dazu gehören neben den durch den Kanton 
bestimmten besonderen Verbraucher landwirtschaftliche Betriebe (soweit auf Wasser in 
Trinkwasserqualität angewiesen und Selbsthilfe nicht möglich) und definieren die Mindest-
mengen an Trinkwasser in einer schweren Mangellage für diese. Neben der ständigen Bevöl-
kerung sind auch nichtständige wie Touristen und Asylsuchende zu berücksichtigen; 

 stellen die Umsetzung der TWM-Massnahmen sicher; 
 informieren die Bevölkerung periodisch über die Notwendigkeit Notvorräte anzulegen.  
 beauftragen die Planungsregionen NRP mit koordinativen Aufgaben: 
 Zusammenarbeit der Wasserversorgungen innerhalb der Region NRP sicherstellen (re-

gelmässiger Austausch); 
 Handlungsempfehlungen des Leitbildes Wasserversorgung auf Ebene Region koordinie-

ren - Für jede Region soll eine Kontaktstelle benannt werden, beispielsweise die Ge-
schäftsstelle der Planungsregion NRP oder eines Wasserverbundes;  

 Unverzichtbare Anlagen als Bezugsort für die Wasserbeschaffung (Betriebszustand U) 
sicherstellen. Jede Planungsregion soll über 1-2 UVA’s verfügen. Diese dürfen auch aus-
serhalb der Planungsregion liegen; 

2.6 Aufgaben Wasserversorgungen 
Die Wasserversorgungen 

 treffen zur Vermeidung von schweren Mangellagen, allenfalls in Zusammenarbeit mit ande-
ren Wasserversorgungen, die erforderlichen baulichen, betrieblichen und organisatorischen 
Massnahmen, überprüfen regelmässig deren Wirksamkeit und prüfen die Trinkwasserqualität 
in einer schweren Mangellage mit Unterstützung des kantonalen Trinkwasserinspektorats; 

 arbeiten auf Anordnung der zuständigen kantonalen Stellen in organisatorischer und techni-
scher Hinsicht mit anderen Wasserversorgungen zusammen; 

 stellen jederzeit fachlich kompetente Stellvertretungen für Schlüsselfunktionen sicher. 
 unterstützen die Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise Sicherheitsverbunde, 

bei der Erstellung des TWM-Konzeptes sowie der TWM-Dokumentation und TWM-Massnah-
men und berücksichtigen dabei die Vorgaben des Schweizerischen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches (SVGW); 

 arbeiten mit RFS und KFS zusammen; 
 unterstützen die Betreiber von Abwasseranlagen, damit Anlagen, die ein Risiko für die Trink-

wasserversorgung darstellen, im TWM-Konzept aufgeführt und Massnahmen zur Risikomin-
derung ergriffen werden; 

 beteiligen sich bei der regelmässigen Durchführung von Aus- und Weiterbildungen sowie 
Übungen. 

2.7 Betreiber von Abwasseranlagen 
Die Betreiber von Abwasseranlagen mit Berührungspunkten zu UVA's 

 treffen die erforderlichen baulichen, betrieblichen und organisatorischen Massnahmen im Be-
reich von Abwasseranlagen, damit keine Beeinträchtigungen bei der Trinkwasserversorgung 
entstehen; 

 sorgen gemeinsam mit den Wasserversorgungen dafür, dass Anlagen, die ein Risiko für die 
Trinkwasserversorgung darstellen (z.B. bei Abwasserreinigungsanlagen und Pumpwerken im 
Bereich von Grundwasserschutzzonen), im TWM-Konzept aufgeführt werden; 

 legen im Rahmen der GEP geeignete Massnahmen fest. 
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2.8 Besondere Verbraucher und Private 
 die Verantwortlichen der besonderen Verbraucher (Siehe Kap. 1.3) erstellen im Rahmen ih-

res Kontinuitätsmanagements (BCM: Business Continuity Management, siehe auch Kap. 5.4) 
für die ersten drei Tage ein Notversorgungskonzept.  

 treffen in Absprache mit dem RFS und den Wasserversorgungen die erforderlichen Vorkeh-
rungen für die Bewältigung einer schweren Mangellage. 

 die Speicherung, interne Verteilung und der Bezug ist Sache der Besonderen Verbraucher. 
Spitäler und Heime und weitere auf Trinkwasser angewiesenen kritische Infrastrukturen, bei 
denen das Holprinzip nicht angewendet werden kann, werden mit Wasser beliefert. 

 die Bevölkerung legt einen Notvorrat an Trinkwasser gemäss der Broschüre «Kluger Rat Not-
vorrat»6  des Bundesamts für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) an. 

2.9 Zusammenarbeit 
Um festzuhalten, ob und in welchem Ausmass Schritte für die Bewältigung eines Ereignisses 
nötig sind, werden im Bevölkerungsschutz die Begriffe normale Lage, besondere Lage und aus-
serordentliche Lage verwendet. Die normale Lage ist eine Situation, in der die ordentlichen Ab-
läufe und Mittel für die Bewältigung der anstehenden Aufgaben ausreichen. Die besondere 
Lage ist eine Situation, in welcher einzelne Aufgaben mit den ordentlichen Abläufen nicht mehr 
bewältigt werden können und deshalb Verfahren gestrafft und/oder beim Mitteleinsatz Schwer-
punkte gesetzt werden müssen. Im Unterschied zur ausserordentlichen Lage ist in der beson-
deren Lage die Tätigkeit der Behörden nur sektoriell betroffen. Die ausserordentliche Lage ist 
eine Situation, in der in zahlreichen Sektoren die ordentlichen Abläufe für die Bewältigung der 
anstehenden Aufgaben nicht genügen. Je grösser die Lageeskalation ist (normale Lage  be-
sondere Lage  ausserordentliche Lage), desto mehr Führungsaufgaben werden von höheren 
Führungsebenen (und damit von Krisenorganisationen) übernommen. In der ausserordentli-
chen Lage koordiniert in der Regel der KFS die Ereignisbewältigung. 

In der Regel liefert die Wasserversorgung das Wasser über das Verteilnetz zum Bezüger. Falls 
bei länger dauernden Ereignissen die Wasserversorgungen den Normalbetrieb nicht mehr auf-
recht halten können, übernehmen die Führungsorgane die Lagebewältigung mittels einer Er-
satzwasserbeschaffung einschliesslich Kommunikation. Damit eine Unterstützung in einer 
schweren Mangellage funktioniert, sind die entsprechenden Prozesse bereits vor dem Ereignis 
mit den Führungsorganen festzulegen und einzuüben.  

Der Kanton legt die Aufgabenteilung zwischen den Akteuren fest und definieren die Ablaufpro-
zesse. Damit ist geregelt, welche Aufgaben die Wasserversorgungen und Verbünde (Primär-
versorger) und welche Aufgaben die Gemeinden sowie RFS und KFS übernehmen müssen, die 
als Sekundärversorger bei Verbünden eingebunden sind. Ebenso ist somit geregelt, welche 
Aufgaben durch die BORS (Behörden und Organisationen für Rettung und Sicherheit) über-
nommen werden. 

Es ist wichtig, dass die Wasserversorgungen mit den örtlichen Behörden und dem RFS zusam-
menarbeiten. Insbesondere organisiert sich der zuständige RFS, so dass die erforderliche 
Trinkwassermengen zur Abholung/Abgabe bereitstellen können. Die Wasserversorgungen sor-
gen für die schnellstmögliche Reparatur und Wiederinbetriebnahme der Wasserversorgungsan-
lagen. 

 

6 vgl. BWL-Broschüre, 17.11.2020 
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Je nach Lage sorgen die gemäss Subsidiaritätsprinzip zuständigen RFS an geeigneten, von 
ihnen bezeichneten Verteilplätzen, für die Abgabe der Trinkwassermindestmengen an die Be-
völkerung und Betriebe. Ebenfalls sorgen sie für die Trinkwasserverteilung an besondere Ver-
braucher und Personen, bei denen das Holprinzip nicht anwendbar ist (Spitäler, Heime, kriti-
sche Infrastruktur mit Trinkwasserbedarf). Die Speicherung und Verteilung des Wassers der be-
sonderen Verbraucher ist Sache der jeweiligen Wasserbezüger. Für Betreiber kritischer Infra-
strukturen mit einem grossen Trinkwasserbedarf, für die das Holprinzip gilt, sind die Wasserbe-
zugsstellen individuell festzulegen. Die RFS sind federführend bei der operativen Umsetzung 
der Information. Können die Aufgaben nur durch eine interkantonale Zusammenarbeit sinnvoll 
gelöst werden, kann es notwendig sein, die Grundsätze und Rahmenbedingungen vorab in ei-
nem Vertrag zwischen den Kantonen festzulegen. Bei gewissen Szenarien (z.B. Nuklear-Ereig-
nisse) kann der Bund über die Nationale Alarmzentrale (NAZ) die Führung übernehmen und 
auch über die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen bestimmen. 

Unter Berücksichtigung von kantonalen Planungen und Gefährdungsszenarien und nach Ab-
sprache mit den Bevölkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise Sicherheitsverbunde, 
wird für die Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen die Ersatzwasserbeschaffung ge-
plant. Falls erforderlich ist dabei die Zusammenarbeit interkantonal abzustimmen. Der Kanton 
kann die Modalitäten für die Berechnung der Entschädigungen an Versorger festlegen, die für 
andere Versorger Sicherheitsleistungen erbringen oder vorhalten. 

Wo es aufgrund einer schweren Mangellage erforderlich oder zweckmässig ist, arbeiten die Ge-
meinden über die kantonalen Grenzen hinaus zusammen. 

Mit dem Vorliegen aller regionalen TWM-Konzepte liegt eine kantonale Übersicht betreffend 
Bedarf an technischem wie auch Verbrauchsmaterial vor. Es wird dann entscheiden, was kom-
munal, regional oder überregional beschafft und vorgehalten werden soll. 

3. Planungsgrundlagen 

3.1 Inventare der Wasserversorgungsanlagen und Grundwasservor-
kommen 
Der Kanton verfügt über eine umfangreiche Datenbank, in der Quellen, Grund- oder Seewas-
serfassungen, Reservoire, Leitungen, Stufenpumpwerken, Bohrungen, Notwasserfassungen 
und weitere technische Anlagen beschrieben sind. Diese Datenbank wird für die anstehende 
Aufgabe ergänzt. Viele dieser Informationen sind vertraulich, andere sind frei zugänglich. Für 
die Erstellung und Umsetzung des TWM-Konzeptes stehen diese Daten zur Verfügung.  

Das digitale Inventar dient als Grundlage und weitere Zwecke: 

 Es gibt eine Gesamtübersicht über Wassergewinnungsanlagen, Reservoire, Versorgungs-
netz, Grundwasserbrunnen, Quellfassungen, Grundwassernotbrunnen und Grundwasserauf-
schlussbohrungen. Es ersetzt jedoch nicht die Werkinformation. 

 Es dient den RFS und dem KFS als Entscheidungshilfe. Die eingetragenen Grundwasservor-
kommen liefern wichtige Informationen über die verfügbaren Wassermengen in einer Region. 
Auf dieser Basis kann die Planung für die Erstellung von Notbrunnen oder die Zusammenar-
beit mit Nachbarversorgungen gezielt erfolgen. 

 Die kantonale Verwaltung, insbesondere das AWE, die GVSG und das kantonale Trinkwas-
serinspektorat benutzen das Inventar zur Erfüllung ihrer Koordinations- und Planungsaufga-
ben. Es dient diesen Stellen zur Wahrung der Interessen der Wasserversorgung gegenüber 
Dritten. 
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 Im Geoportal sind diverse Daten dargestellt. Öffentlich zugänglich sind z.B. die Grundwas-
ser-, die Gewässerschutz- und die Wasserrechtskarte. Einem stark eingeschränkten Nutzer-
kreis zugänglich ist der Wasserversorgungsatlas. 

Für das Inventar gemäss VTM stellt das BAFU gestützt auf das Geoinformationsgesetz 
(GeoIG) die minimalen Geodatenmodelle (MGDM) «Trinkwasserversorgung in schweren Man-
gellagen» (ID 66.1) sowie die teilweise eng verwandten MGDM «Grundwasservorkommen» 
(ID 139.1) und «Grundwasseraustritte, -fassungen, -anreicherungsanlagen» (ID 141.1) bereit. 
MGDM beschreiben die Minimalanforderungen des Bundes an einen Geodatensatz. 

Das Inventar und die digitalen Karten werden nach Art. 6 Abs. 1 Bst. d der Informationsschutz-
verordnung (ISchV; SR 510.411) als VERTRAULICH klassifiziert. Die Vertraulichkeit ist selbst 
dann zu gewährleisten, wenn ausgewählte Elemente in kommunalen, kantonalen oder nationa-
len Leitungskatastern öffentlich zugängig sind. Der Zugang zum Inventar darf gemäss der Ver-
ordnung über Geoinformation nur im Einzelfall oder generell ganz oder für Teile des Datensat-
zes gewährt, wenn es den Geheimhaltungsinteressen nicht widerspricht oder diese durch recht-
liche, organisatorische oder technische Massnahmen gewahrt werden können (Zugangsbe-
rechtigungsstufe B). Der Zugang kann auf Ausschnitte oder zum ganzen digitalen Inventar ge-
währt werden. Die Erteilung der Zugangsberechtigung bedingt einer Prüfung der Person. Da 
die Wasserversorgung als kritische Infrastruktur gilt, ist der Minimalstandard der Informations- 
und Kommunikationstechnologie (IKT)7 gemäss SVGW einzuhalten. 

Das Inventar sollte auch in einem geeigneten Koordinations- und Informationssystem zum 
Schutz der Bevölkerung zweckmässig dargestellt werden können. Auch bei einer Strommangel-
lage muss der Zugriff auf das digitale Inventar zumindest bei den Krisenorganisationen gewähr-
leistet sein. Die Datenbanken, die zugreifenden Geräte und die Datenleitung müssen notstrom-
gestützt sein, denn bereits bei einer zyklischen Stromabschaltung muss davon ausgegangen 
werden, dass IKT-Systeme grundsätzlich nicht mehr funktionieren. Zusätzlich können die RFS 
und der KFS mit einem oder mehreren aktuellen Sätzen ausgedruckter Karten ausgestattet 
werden. Generalisierte Karten im Massstab 1:25'000 haben sich bewährt. 

3.2 Betriebszustände 
3.2.1 Drei Betriebszustände 

Es werden die folgenden Betriebszustände unterschieden: 
 N: Normale Versorgung (Normalbetrieb), keine Einschränkungen der Wasserversorgung 
 E: Eingeschränkte Versorgung, Versorgungsnetz ist ganz oder zumindest teilweise intakt, 

Störungen mit zeit- oder ortsabhängigen Unterbrechungen der Wasserversorgung und Ein-
schränkungen in der Wasserabgabe 

 U: Unterbrochene Versorgung, Totalausfall des Versorgungsnetzes, Wasserabgabe für die 
Bevölkerung an temporären Trinkwasserverteilplätzen (Holprinzip). 

Für jeden dieser Betriebszustände wird mit den in gemäss Kapitel 3.4 ermittelten Wassermen-
gen eine Bilanz erstellt, die Aufschluss über den Handlungsbedarf der Wasserbeschaffung gibt.  

Die Wahrscheinlichkeit von Ereignissen, bei denen die ganze Schweiz betroffen ist, wird vom 
Bund als sehr gering eingestuft, weshalb Grossereignisse und Katastrophen, wie der vollstän-
dige Ausfall wesentlicher Grundwasserressourcen oder eine Zeitspanne von mehreren Wochen 

 

7 vgl. SVGW-Empfehlung W1018 
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oder Monaten, beim TWM-Konzept ausgeklammert werden bzw. als nationaler Notstand durch 
die Krisenorganisation des Bundes geregelt würden. 

Bei einer Notversorgung, d.h. wenn die Wasserversorgung eingeschränkt oder unterbrochen 
ist, stehen weniger Ressourcen zur Verfügung. Dabei soll auch die Verfügbarkeit der Anlagen 
im Rahmen einer Bestandsaufnahme untersucht werden. Besondere Bedeutung haben die 
Quellen, die ohne Energieaufwand zum Versorgungsnetz geleitet werden. Netzverbindungen 
zu Nachbargemeinden sind ebenso wichtig, auch wenn keine vertraglichen Verbindungen be-
stehen. Ebenso wichtig sind mit Notstrom betriebene Anlagen. 

3.2.2 Normalbetrieb N  

Voraussetzung für die Planung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen sind die 
Planungen des Normalbetriebs. Kommunale, regionale und kantonale Wasserversorgungspla-
nungen sind eine wichtige Grundlage bei der Erarbeitung der Massnahmen für die Trinkwasser-
versorgung in schweren Mangellagen. Mit ihnen wird aufgezeigt, wie die Versorgungssicherheit 
einer Wasserversorgung oder ganzer Regionen durch Erschliessung von zusätzlichen, unab-
hängigen Trinkwasserbezugsquellen oder durch die Vernetzung mit Nachbarversorgungen ver-
bessert werden kann. Die Erarbeitung dieser Planungsgrundlagen schafft auch Gewissheit, wo 
sich die Wasserressourcen befinden, die zur Abdeckung des zukünftigen Wasserbedarfs z.B. 
bedingt durch das Bevölkerungswachstum oder die Anpassung an die Klimaveränderung unab-
dingbar sind und die deshalb auch geschützt werden müssen. Dadurch können Versorgungs-
störungen durch Ereignisse, die bei ungenügender Absicherung eine schwere Mangellage her-
vorrufen würden, vermieden werden. Auf diese Weise kann ein wichtiger Zweck der VTM, näm-
lich die normale Versorgung der Bevölkerung so lange wie möglich aufrechtzuerhalten und Ver-
sorgungsstörungen zu vermeiden, erreicht werden. 

In der GWP werden die verschiedenen Möglichkeiten der Wassergewinnung aus eigenen Res-
sourcen wie auch der Wasserbezug von benachbarten Wasserversorgungen dem mittleren 
Wasserbedarf, dem Bedarf an Spitzenverbrauchstagen und jenem während eines Störfalls ge-
genübergestellt. Die Wasserversorgung hat eine ausgeglichene Bilanz auszuweisen und in je-
dem Fall einen mittleren Bedarf abzudecken. Das Ziel der Wasserversorgungsplanungen ist die 
Erhöhung der Resilienz. Diese bezeichnet die Fähigkeit eines Systems, beim Auftreten innerer 
und äusserer Ausfälle und Störungen die angeforderten Leistungen aufrechtzuerhalten. Als 
Hilfsmittel zur Überprüfung und Verbesserung der Resilienz soll bei der Erarbeitung der TWM-
Konzepte der Leitfaden Schutz kritischer Infrastrukturen (SKI)8 des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutzes beigezogen werden. 

Die Systemresilienz soll durch eine präventive Optimierung der Versorgungssicherheit erreicht 
werden. Dies ist Teil des stetigen Versorgungsauftrages im Rahmen der lebensmittelrechtlichen 
Selbstkontrolle und Sache der Wasserversorgung. Eine Wasserversorgung, die bei Ausfall der 
ergiebigsten Ressource immer noch den mittleren Tagesbedarf sicherstellen kann, ist in der 
Regel weniger anfällig (vulnerabel) dafür, dass ein Ereignis zu einer schweren Mangellage 
führt. Dieser Betriebszustand wird, wo vorhanden, im GWP untersucht. Da im Störfallbetrieb je-
weils nur ein Schadenereignis angenommen werden muss, ist die Abgrenzung des betrachte-
ten Gebietes von grosser Bedeutung. In der Regel wird der Einfluss des Störfalls auf eine Ver-
sorgung mit der Vergrösserung des untersuchten Gebietes kleiner. So muss eine Einzelversor-
gung den Ausfall des grössten Dargebotes alleine auffangen, während ein Verbund von mehre-
ren Versorgungen gemeinsam ebenfalls nur einen Ausfall des grössten Dargebots in seinem 

 

 
8 vgl. Leitfaden Schutz kritischer Infrastrukturen, Bundesamt für Bevölkerungsschutz, 2018 
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Gebiet verkraften muss. In den Auswertungen sind das massgebende Gebiet und das gewählte 
Störfallereignis jeweils anzugeben. 

Massnahmen können die Schaffung von Redundanz wie beispielsweise eine zweite Bezugs-
quelle, bauliche Anpassungen an den verschiedenen Anlageteilen oder eine Notstromversor-
gung sein. Je resilienter eine Wasserversorgung im Normalbetrieb ist, desto besser ist sie für 
eine schwere Mangellage vorbereitet. 

3.2.3 Eingeschränkte Versorgung E  

Eine eingeschränkte Versorgung liegt auch dann vor, wenn wohl das Wasserversorgungsnetz 
noch intakt ist, jedoch nur stark verminderte Wassermengen zur Verfügung stehen. Dabei ist 
zwingend zu verhindern, dass die Reservoire leergesaugt werden und somit Luft ins Verteilnetz 
gelangt, weil damit das Risiko von Leitungsbrüchen bei der Wiederinbetriebnahme der ordentli-
chen Versorgung steigt. Die dazu erforderliche Wassermenge variiert je nach Wasserversor-
gung. Als grobe Orientierung kann in etwa von einem Bedarf von rund 100 Liter pro Person und 
Tag ausgegangen werden. 

Im Verlauf einer schweren Mangellage mit dem Betriebszustand U werden die funktionsuntüch-
tigen Anlagen wieder instand gestellt und es kann wieder mehr Trinkwasser abgegeben wer-
den. Sobald möglich wird von einem Betriebszustand der unterbrochenen Versorgung (U) in 
den Betriebszustand einer eingeschränkten Versorgung (E)9 gewechselt. 

Bei der Ermittlung der notwendigen Wassermenge, die in einer schweren Mangellage zur Ver-
fügung stehen muss, soll in der Regel von der aktuellen Bevölkerungszahl ausgegangen wer-
den. Tourismusorte können die nicht ständigen Einwohner in die Berechnung miteinbeziehen. 
Auch für die Versorgung der Nutztiere muss unter Beachtung der erforderlichen Wasserquali-
tät10 eine Lösung vorhanden sein, falls Trinkwasserqualität gefordert oder andere Wasserbe-
zugsmöglichkeiten (wie Oberflächengewässer) fehlen. 

3.2.4 Unterbrochene Versorgung U 

Bei der unterbrochenen Versorgung ist von einem Totalausfall des Versorgungsnetzes auszu-
gehen. Möglicherweise ist gleichzeitig die Versorgung mit elektrischer Energie unterbrochen. 
Die Wasserabgabe an die Bevölkerung erfolgt an temporären Trinkwasserverteilplätzen (Hol-
prinzip). Es sind folgende Phasen zu erwarten:  

Tag 0 bis 3: 
In den ersten drei Tagen ist durch die Wasserversorgung so viel Wasser wie möglich zu liefern. 
Es ist davon auszugehen, dass kein Wasser zur Verfügung steht und somit auch keines abge-
geben werden kann. Die Krisenstäbe nehmen ihre Arbeit auf. In dieser Phase gilt grundsätzlich 
die Selbstvorsorge, siehe Kap. 3.3. 

Ab dem vierten Tag: 
In einer schweren Mangellage müssen gemäss VTM mindestens 4 Liter Trinkwasser pro Per-
son und Tag vorhanden sein. Damit soll gewährleistet werden, dass das zum Überleben not-
wendige Trinkwasser vorhanden ist. Diese 4 Liter sind aber bei einem längeren Ausfall der 
Wasserversorgung nicht ausreichend. Für das Kochen und die persönliche Hygiene muss zu-
sätzliches Wasser zur Verfügung gestellt werden. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO)-

 

9 Vgl. SVGW-Empfehlung W1012 
10 Verordnung über die Hygiene bei der Primärproduktion (SR 916.020.1), Art. 2, 1.1.2023 
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Empfehlung zu "How much water is needed in emergencies" schlagen vor, eine Menge von 
7 – 15 Liter Trinkwasser pro Person und Tag in einem Krisenfall bereitzustellen. Im «Erläutern-
der Bericht zur VTM, 6. April 2020» schreibt das Bundesamt für wirtschaftliche Landesversor-
gung: «Die Verordnung VTM schreibt 4 Liter Trinkwasser als das absolute Minimum vor. Für 

das Kochen und die persönliche Hygiene muss weiteres Wasser zur Verfügung gestellt wer-

den.» Die Bereitstellung und insbesondere die Verteilung grosser Wassermengen stellt eine 
grosse Herausforderung dar. Aus diesem Grund wird ab dem vierten Tag die Bereitstellung der 
WHO Minimalwassermenge, also 7 Liter pro Person und Tag, empfohlen.  

Für besondere Verbraucher der KI der LK 4&3 sowie für Spitäler, Heime und soziale Institutio-
nen bestimmt der Kanton die minimalen Mengen. Die Gemeinden bestimmen die Trinkwasser-
mengen für die regional und kommunal kritischen Infrastrukturen der LK 2&1, landwirtschaftli-
che Betriebe (soweit auf Trinkwasser angewiesen).  

Der RFS sorgt ab dem vierten Tag für die Bereitstellung des in schweren Mangellagen erforder-
lichen Wassers. Empfohlen wird dabei die Bereitstellung der in Kap. 3.4 definierten minimalen 
Wassermengen. Um die gesamte zur Verfügung zu stellende Trinkwassermenge im Zustand U 
zu bestimmen, sind die spezifischen Verbräuche pro Person mit den aktuellen Bevölkerungs-
zahlen zu multiplizieren und der Bedarf der besonderen Verbraucher hinzuzuzählen.  

Die Verantwortlichen der besonderen Verbraucher haben wie alle Betriebe Vorkehrungen zu 
treffen, um bei einer unterbrochenen oder eingeschränkten Versorgung die Versorgung sicher-
zustellen. Die besonderen Verbraucher können davon ausgehen, dass die in Kapitel 3.4 festge-
legten Wassermengen bereitgestellt werden. Die Speicherung, Verteilung und teilweise auch 
der Bezug ist Sache der jeweiligen Verbraucher. Die RFS weisen die Institutionen auf diese 
Aufgabe hin. 

3.3 Selbstvorsorge 
Während der ersten drei Tage gilt das Prinzip der Selbstvorsorge. Für die Bevölkerung dient 
dazu der Notvorrat. Das Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) informiert die 
Bevölkerung mit der Broschüre «Kluger Rat Notvorrat»11 periodisch über die Notwendigkeit, 
Notvorräte anzulegen. Kanton und Gemeinden ergänzen diese Informationen bei Bedarf. 

Besondere Verbraucher erstellen im Rahmen ihres Kontinuitätsmanagements (BCM: Business 
Continuity Management) für die ersten drei Tage ein Notversorgungskonzept in Absprache mit 
der Wasserversorgung und dem RFS beziehungsweise KFS und treffen die erforderlichen Vor-
kehrungen. Der Kanton und die Gemeinden führen eine Liste der besonderen Verbraucher.  

Für nichtständige Bewohner wie z.B. Asylsuchende, die in zentralen Einrichtungen unterge-
bracht sind, ist ebenfalls ein Notvorrat anzulegen.  

In der Richtlinie W12 des SVGW wird konkretisiert, welche besonderen Verbraucher und An-
schlüsse berücksichtigt werden sollten. 

Seitens des Verbands Schweizerischer Mineralquellen- und Soft-Drinkproduzenten (SMS)12 be-
steht eine Absichtserklärung, in einer Notlage rasch Mineralwasser zu liefern. 

 

11 vgl. BWL-Broschüre, 17.11.2020 
12 Vgl. Wegleitung und Absichtserklärung Verband schweizerischer Mineralquellen und Soft-Drink-Produzen-

ten (SMS), Herbst 2015 
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3.4 Mindestmengen 
Gemäss VTM liefert die Wasserversorgung während einer schweren Mangellage bis zum drit-
ten Tag so viel Wasser wie möglich. Wenn die Anlagen der Wasserverteilung möglicherweise 
ganz ausgefallen sind, kann auch im Anschluss kein Wasser über das normale Verteilnetz ge-
liefert werden. Die dann noch gelieferten 4 Liter pro Einwohner und Tag reichen lediglich für die 
Abdeckung des eigentlichen Trinkwasserbedarfs aus. Wie im Kapitel 3.2.4 erläutert, braucht es 
zusätzliches Wasser für das Kochen und für die Körperhygiene. Die WHO empfiehlt eine mini-
male Wassermenge von 7 Liter pro Einwohner und Tag um die elementaren Grundbedürfnisse 
wie Trinken, Kochen und Hygiene befriedigen zu können.  

 

Eine Übersicht über den Wasserbedarf für verschiedene Betriebszustände der Wasserversor-
gung liefert die folgende Tabelle. 

Wasserbedarf [l/Ed] 
Unterbrochene 
Versorgung U 

Eingeschränkte 
Versorgung E 

Normalbetrieb 
(Referenz) 

Ständige Einwohner 7 1 100 150 

Spitalbett 2 100 400    2000 4 

Heime, Pflegeeinrichtungen 100 150    600 4 

Gästebetten, Wochenaufenthalter 3 (7) 100    200 4 
Nichtständige Einwohner wie de-
zentral wohnende Asylsuchende, 
(Asylsuchende auf Gemeinden ver-
teilt, vorläufig Aufgenommene, Per-
sonen mit Status S: ca. 1.4% der 
ständigen Wohnbevölkerung) 7 

7 1 100 150 

Landwirtschaft, pro GVE 5 (60) (80)    100 4 

Betriebe 6 
festgelegte 

Menge 
festgelegte 

Menge 
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1 gemäss Sphere-Standards (humanitäre Hilfe): 7 bis 15 l/Ed / Erste Wassersicherstel-
lungsverordnung (D): 15 l/Ed 
2 grosse Unterschiede bei Angaben zum Wasserbedarf 
3 nur soweit diese Personen nicht abreisen können 
4 In der Regel wenig relevant, da zusammen mit Gewerbe/Industrie im spezifischen Bedarf 
für den Normalbetrieb von 290 l/E·d (SVGW-Info. W15'001, Wasserstatistik) enthalten. 
5 soweit Trinkwasserqualität erforderlich ist und keine hofeigenen Ressourcen verfügbar. In 
den meisten Fällen genügt Brauchwasser und die Landwirtschaftsbetriebe sind i.d.R. befä-
higt, das Wasser selbst zu beschaffen. 
6 gemäss kantonalem Inventar kritischer Infrastrukturen (SKI Inventar) 
7 Anzahl variiert zeitlich; Quelle Fachstelle für Statistik, 31.10.2025: Asylsuchende auf  
  Gemeinden verteilt, vorläufig Aufgenommene, Personen mit Status S: 7365 –  
  ständigen Wohnbevölkerung: 540'036 

Der Kanton führt eine Liste der besonderen Verbraucher, die in seiner Zuständigkeit liegen. Diese 
wurde durch den Kanton in Rücksprache mit der VSGP erstellt. Gemäss VTM liegt es im Ermes-
sen der Kantone, zusätzliche Mengen für den täglichen Bedarf und die Lebensmittelproduktion 
(Brauchwassermengen) festzulegen.  

Abschätzungen von während Krisen notwendigen Wassermengen können verschiedenen Quel-
len entnommen werden. Diese zeigen grosse Unterschiede. Das gilt speziell für öffentliche Ein-
richtungen wie beispielsweise Spitäler. Die Angaben in der vorangehenden Tabelle stützen sich 
auf folgende Quellen: Publikationen des SVGW, Angaben von Kantonen und Hilfswerken, Inter-
netrecherchen (lebensnotwendiger Wasserbedarf, Wassersicherstellungsverordnung Deutsch-
land; Bedarf von speziellen Verbrauchsgruppen wie Spitälern usw.). Wertvolle Hinweise für die 
Notversorgung (unterbrochene Netzversorgung) liefert auch «The Sphere Handbook», Humani-
tarian Charter and Minimum Standards in Humanitarian Response.  

Löschwasser 

Ein Sonderfall ist die Sicherstellung der netzunabhängigen Löschwasserversorgung. Diese ist 
nicht Gegenstand der Verordnung. Die dazu notwendigen Vorgaben sind kantonal geregelt. Es 
soll zwischen Wasserversorgung und Feuerwehr/Interventionsdiensten geklärt werden, wie und 
wo die Feuerwehr bei einem Ausfall der Trinkwasserversorgung Löschwasser beziehen kann 
und ob allenfalls zusätzliche oder besondere Massnahmen und Konzepte zur Sicherstellung 
des Löschschutzes zu treffen sind. 

Abwasserentsorgung 

Die Mindestwassermengen für die Abwasserentsorgung sind bei der unterbrochenen Versor-
gung aus den folgenden Gründen separat sicherzustellen: 

 Fehlendes Wasser als Transportmittel für Feststoffe in der Kanalisation; 
 Seuchengefahr ohne Abwasserentsorgung; 
 Wiederinbetriebnahme der Abwasserentsorgung. 

Die dafür notwendigen Mengen können u.a. aus Oberflächengewässern oder nicht mehr für die 
Trinkwasserversorgung benötigten Quellen beschafft werden. Die Verteilung erfolgt vorzugs-
weise mittels Traktor- oder Lastwagenanhängern sowie mobilen Behältern jeglicher Art, die auf 
Lastwagen oder Lieferwagen montiert werden können. Die RFS können ergänzende Abgabe-
stellen für Brauchwasser und mobile Toilettenanlagen vorsehen. 
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3.5 Gefährdungen und Risiken 
Um das Funktionieren der einzelnen Anlagen während Mangellagen zu untersuchen, ist der 
Einfluss der möglichen Gefährdungen insbesondere auf die unverzichtbaren Anlagen aufgrund 
einer Risikobetrachtung zu beurteilen. Die Wasserversorgungen haben sich dabei auf die kan-
tonale Gefährdungsanalyse zu beziehen, welche nach dem Leitfaden Kataplan erstellt worden 
ist. Die Gefährdungen werden mittels Szenarien beschrieben und deren Risiken bewertet (Ein-
tretenswahrscheinlichkeit und Schadensausmass). In diesem Zusammenhang ist die Erstellung 
einer Risikomatrix hilfreich. 

Die Gefährdungsanalyse ist die Grundlage für politische Entscheide zum Risikomanagement 
bzw. für die Massnahmenplanung zur Bewältigung von schweren Mangellagen. Die Risiken 
müssen auf ihre Tragbarkeit beurteilt werden. Zu hohe oder als nicht tragbar beurteilte Risiken 
werden identifiziert, um sie im Rahmen der Massnahmenplanung auf ein tragbares Mass zu re-
duzieren. 

Für den Bereich Trinkwasserversorgung stehen die Gefährdungen gemäss Kapitel 1.3 im Vor-
dergrund, durch welche eine schwere Mangellage entstehen kann. 

Für jedes aus den Gefährdungen abgeleitete Szenario ist festzulegen, welcher Betriebszustand 
zu gelten hat, nämlich ob eine unterbrochene Versorgung mit der Abgabe einer minimalen Not-
ration (empfohlen 7 Liter pro Person und Tag) in Kauf genommen wird oder ob eine einge-
schränkte Versorgung mit mindestens 100 Litern pro Person und Tag angestrebt wird. 

Eine der wahrscheinlichsten Gefährdung mit dem grössten Risiko, die zu einer eingeschränkten 
Versorgung führt, ist die Strommangellage. Im Extremfall hat dies einen Stromausfall (Blackout) 
zur Folge. Dieser kann flächendeckend und länger andauernd sein, so dass sich benachbarte 
Wasserversorgungen und Gemeinden voraussichtlich nicht mehr aushelfen können. Da ein sol-
ches Ereignis plötzlich eintreten kann und gravierende Auswirkungen mit sich bringt, soll ihm 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden.  

Ein Stromausfall von mehreren Tagen könnte bei vielen Wasserversorgungen das Verteilnetz 
zusammenbrechen lassen. Verteilnetze können nur aufrechterhalten werden, wenn entweder 
mehrheitlich Quellwasser ohne Pumpenergie zur Verfügung steht oder Notstromgruppen den 
Betrieb sicherstellen. Zu berücksichtigen ist dabei auch ein allfälliger Strombedarf für Aufberei-
tungsanlagen (z.B. Trübungsüberwachung, UV-Entkeimung). Die Bereitstellung des Trinkwas-
sers soll innerhalb weniger Stunden nach Eintreten des Blackouts erfolgen. Dies setzt voraus, 
dass die Steuer- und Regeltechnik mittels einer unterbrechungsfreier Stromversorgung (USV) 
gestützt ist. 

3.6 Unverzichtbare Anlagen  
Der Kanton bezeichnet in den festgelegten Versorgungsgebieten die unverzichtbaren Anlagen 
als Bezugsstellen für die Ersatzwasserbeschaffung und führen diese im digitalen Inventar (vgl. 
Kapitel 3.1). Die Bezeichnung erfolgt aufgrund übergeordneter Szenarien aus der kantonalen 
Gefährdungsanalyse (Vorgehen gemäss Leitfaden Kataplan), der Risikoabschätzungen sowie 
der regionalen oder sogar überregionalen Bedeutung. Die für die Versorgung in schweren Man-
gellagen unverzichtbaren Fassungen sind in den Grundlagen zur kantonalen und kommunalen 
Richtplanung zu berücksichtigen und nachhaltig zu sichern.  

Die Gemeinden haben sicherzustellen, dass insbesondere auch die als unverzichtbare Fassun-
gen bezeichneten Quell- und Grundwasserfassungen gemäss Gewässerschutzgesetz plane-
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risch, d.h. durch rechtskräftige Grundwasserschutzzonen geschützt sind. Die Wasserbezug-
sorte sollten so gewählt werden, dass sie ausreichende Wassermengen liefern und dabei unter-
schiedliche Risikoprofile aufweisen – u.a. aus hydrogeologischer Sicht und unter Berücksichti-
gung des Fassungseinzugsgebiets. Dies soll insbesondere durch eine Resilienz gegenüber ei-
nem Stromunterbuch, Hochwasser- und Verschmutzungsszenarien erreicht werden. Unver-
zichtbare Anlagen sind alle mit einheitlichen Zapfstellen ausgerüstet. 

Im Falle der unterbrochenen Wasserversorgung, also einem Totalausfall der Wasserversor-
gung, gilt das Holprinzip. Die Bevölkerung muss das Wasser an definierten Abgabestellen ab-
holen. Spitäler und Heime und weitere auf Trinkwasser angewiesenen kritische Infrastrukturen, 
bei denen das Holprinzip nicht angewendet werden kann, sind zudem mit Wasser zu beliefern. 
Kritische Infrastrukturen mit Wasserbedarf, bei denen das Holprinzip angewendet werden kann, 
beziehen das Wasser an den individuell bestimmten Orten. Damit dies möglich ist, müssen die 
regional oder überregional wichtigsten Fassungsanlagen entsprechend vorbereitet werden. Die 
Notstromversorgung ist sicherzustellen, die Erdbebensicherheit ist zu optimieren, die Hochwas-
sersicherheit oder die Cybersicherheit ist zu gewährleisten. Auch muss die Zugänglichkeit der 
Wasserbezugsstellen oder Fassungsanlagen z.B. für die Tanklastwagen sichergestellt sein. 
Der Kanton erarbeitet eine Liste der UVA, die den Regionen vorgestellt und durch diese zu 
überprüfen ist.  

4. TWM-Konzept und -Dokumentation 

4.1 TWM-Musterkonzept 
Um die TWM-Konzepte effizient zu erstellen, wird den Bevölkerungsschutzkommissionen, be-
ziehungsweise Sicherheitsverbunde, zusätzlich zur vorliegenden Richtlinie ein TWM-Muster-
konzept abgegeben. Dieses enthält verschiedene Hilfsmittel wie Bilanzierungstabellen usw. 

4.2 TWM-Konzept 
Das TWM-Konzept beschreibt die erforderlichen Vorbereitungsmassnahmen zur Bewältigung 
einer Krisensituation. Die Konzepte werden als vertraulich klassifiziert und sind vom Kanton zu 
genehmigen. 

Das Konzept muss insbesondere folgende Angaben enthalten: 

 Bilanzierung der Wassermenge; 
 mögliche Gefahren und Schäden benennen, von denen ausgegangen wird; 
 Art und das Ausmass der Massnahmen; 
 zeitliche Abfolge zur Verbesserung der Infrastruktur (Baumassnahmen, Anschaffung von Ma-

terial); 
 zeitliche Abfolge der Durchführung der organisatorischen Massnahmen;  
 Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden und KFS. Einbezug und Information der Be-

völkerung und der besonderen Verbraucher. 
 

Im Rahmen des Konzeptes werden die erforderlichen Massnahmen und die dem Konzept zu-
grunde gelegten Annahmen und Abgrenzungen beschrieben. Die primäre Aufgabe der Wasser-
versorgung im Fall einer schweren Mangellage ist die möglichst rasche Wiederherstellung der 
sicheren Versorgung. Die Versorger sind v.a. anfangs der Mangellage damit beschäftigt, das 
Versorgungssystem wiederherzustellen. Die internen Prozesse sind bei den Versorgern ent-
sprechend vorzusehen und einzurichten (Stichwort: BCM). 

Unter Bilanzierung wird die Analyse des Bedarfs im Betriebszustand U (Mindestmengen) zur 
Nutzung vorgesehenen Ressourcen (UVA) bei der Ersatzwasserbeschaffung verstanden.  
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Das Ziel ist, vorsorgliche Massnahmen auf der Grundlage von Risikoabschätzungen der rele-
vanten Gefährdungen der unverzichtbaren Anlagen schrittweise umzusetzen. In diesem Zu-
sammenhang allfällig zu treffende bauliche, betriebliche und organisatorische Massnahmen 
sind in Abhängigkeit von Zeit, finanziellen Möglichkeiten und ohnehin in nächster Zeit vorzuneh-
menden Anlagenerneuerungen umzusetzen. Dabei sind einmalige bauliche Massnahmen in 
erster Linie für das grösste mögliche Schadenausmass vorzukehren. Ein besonderes Augen-
merk ist auch auf mögliche Einflüsse von Abwasseranlagen (Verunreinigung von Grundwasser-
vorkommen) zu richten. 

Danach sollen die Art und das Ausmass der Massnahmen sowie die Abfolge ihrer Durchfüh-
rung dargelegt werden. Diese Planung soll unter anderem Angaben enthalten über: 

 Massnahmen zur Instandstellung der Anlagen (UVA); erforderliche betriebliche, bauliche und 
organisatorische Massnahmen; 

 die Art und Menge der erforderlichen Betriebs- und Hilfsstoffe und des Reparaturmaterials 
sowie deren Lagerung; 

 die voraussichtlichen Kosten der Massnahmen. 

Die Zusammenarbeit mit dem Bevölkerungsschutz und gegebenenfalls der Armee ist für die 
Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen sehr wichtig. Sie erfolgt zusammen mit dem 
RFS und KFS. Die Organisation der Zusammenarbeit kann in der Planung der Massnahmen 
detailliert dargelegt werden. Nur dann wird es den Verantwortlichen für die Trinkwasserversor-
gung in schweren Mangellagen gelingen, bei einem Ereignis von Anfang an die notwendigen 
zusätzlichen personellen und materiellen Mittel zu erhalten (Bevölkerungsschutz, Baumaschi-
nen usw.). 

4.3 TWM-Dokumentation 
Die TWM-Dokumentation unterstützt den RFS bei der Bewältigung von schweren Mangellagen 
und enthält operative Abläufe, Zuständigkeiten und Hilfsmittel für die Information. Diese Kon-
zepte werden als vertraulich klassifiziert und sind dem Kanton zur Verfügung zu stellen. Die di-
gitalen Karten sind nach Vorgabe des Bundes darzustellen und nachzuführen. Um dies zu ver-
einfachen werden die Informationen so weit möglich in der Datenbank des Kantons eingepflegt.  

Die Dokumentation muss insbesondere folgende Angaben enthalten: 

 Grundlagen für die Berechnung der erforderlichen Mindestmengen; 
 Einsatzpläne und Pflichtenhefte für das Personal; 
 Kommunikationsmittel für die Information der Bevölkerung (u.a. Merkblätter) in Zusammenar-

beit mit den Krisenorganisationen; 
 Einsatzpläne für regionale und überregionale Hilfeleistungen. 
 Materiallisten und Pläne für die Wasserabgabe an die Bevölkerung im Betriebszustand U 
 Inventar und Anlagedokumentationen der unverzichtbaren Anlagen 

Im Rahmen der Dokumentation werden operative Abläufe und Informationen festgehalten und 
zusammengefasst, u.a. die konkreten Einsatzpläne und Kontaktdaten. Die Betreiber überprüfen 
und aktualisiert die Richtigkeit und Vollständigkeit der Dokumentation periodisch, i.d.R. alle 10 
Jahre. Die Kartenwerke sind nach den Vorgaben des Bundes zu aktualisieren. Dazu sind die 
erforderlichen Informationen an den Kanton zu liefern, der diese in die Datenbanken einpflegt. 

Diese Dokumentation erlaubt es Aussenstehenden, insbesondere den Vollzugsbehörden und 
den Krisenorganisationen, einen raschen Überblick über die Massnahmen zu gewinnen. Im 
Rahmen kombinierter Übungen mit Bevölkerungsschutz und Partnerorganisationen, sind die 
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vorgesehenen Massnahmen zu überprüfen. Diese Dokumentation umfasst auch Einsatzpläne 
zur gegenseitigen Hilfestellung von benachbarten Wasserversorgungen. 

Weiter soll mit der Dokumentation eine weitgehende Unabhängigkeit vom Wissen einzelner 
Personen erreicht werden, so dass beim Ausfall von Schlüsselpersonen oder bei einem Perso-
nalwechsel wichtiger Funktionen die Arbeiten der Trinkwasserversorgung in schweren Mangel-
lagen ohne Verzug weitergeführt werden können. Ferner sollen Unterstützung- und Hilfeleistun-
gen im Notfall, beispielsweise durch kantonale Stellen, erleichtert werden. 

Die Dokumentation für schwere Mangellagen kann gemäss Empfehlung W1012 des SVGW un-
ter Berücksichtigung von kantonalen Vorgaben erstellt werden. 

Die Bedrohungslage der Schweiz in Bezug auf atomare, biologische und chemische Gefahren 
(ABC-Gefahren) hat sich in den vergangenen Jahren verschärft. Daher sind Ausrüstungen zum 
Schutz vor radiologischen, biologischen und chemischen Gefahren gegenwärtig mehr denn je 
erforderlich. Dem Personal, das Aufgaben im Rahmen der VTM wahrnimmt, sollen Schutzaus-
rüstungen zugeteilt werden. 

5. Massnahmen 
Die Versorgung mit den Wassermengen gemäss Kapitel 3.4 wird durch den im Ereignisfall zu-
ständige RFS koordiniert. Insbesondere müssen die Wasserabgabestellen bereitgestellt, mit 
Wasser beliefert und betrieben werden. Spitäler und Heime und weitere auf Trinkwasser ange-
wiesenen kritische Infrastrukturen, bei denen das Holprinzip nicht angewendet werden kann, 
sind zudem mit Wasser zu beliefern. Der RFS koordiniert die Aufrechterhaltung der Notversor-
gung, bis die Wasserversorgung wieder in der Lage ist, die Bevölkerung im normalen Umfang 
mit Trinkwasser zu versorgen. 

Im Falle einer schweren Mangellage setzt die betroffene Region ihre Ressourcen gemäss fol-
genden Prioritäten ein:  
1. Alles unternehmen, dass der Zustand U vermieden werden kann.  
2. Die Einsatzfähigkeit der ausgefallenen unverzichtbaren Anlagen wiederherstellen.  
3. Die Wasserverteilung in der Region ab den unverzichtbaren Anlagen sicherstellen.  
4. Den Normalbetrieb für die ganze Region wiederherstellen.  

Insbesondere die kritische Ressource an Fachexperten der Wasserversorger müssen im Be-
triebszustand U priorisiert werden. Andere Regionen können die Region unterstützen, soweit es 
ihre Kapazitäten zulassen.  

Die verzichtbaren Anlagen, die ggf. noch betrieben werden können, müssen somit ggf. mit Un-
terstützung von nicht-betroffenen Wasserversorgern betrieben werden, sodass die regionalen 
Experten für die beschriebene Priorisierung zur Verfügung stehen. Dies wird erleichtert, falls,  
 sich die Experten innerhalb einer Region auf verschiedenen Anlagen auskennen; 
 auch Mitarbeiter anderer Regionen über genügend Wissen verfügen, um auszuhelfen; 
 der Wissensaustausch organisiert und institutionalisiert wird.  

5.1 Schweres Material und Werkhöfe 
Der Kanton trifft Vorkehrungen, falls seine Analyse zeigt, dass durch die getroffenen Vorberei-
tungen die Minimalmengen in schweren Mangellagen nicht erreicht werden können. Falls die 
TWM-Konzepte Handlungsbedarf ausweisen, wird unter der Leitung und Koordination des Kan-
tons die Beschaffung des schweren Materials (z.B. mobile Aufbereitungsanlagen, Notstrom-
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gruppen, Wasserbehälter und Verteilbalken) sowie die Organisation der Lagerung und des Un-
terhalts des Materials gemeinsam vorgenommen. Je nach Material ist es sinnvoll, dieses nicht 
für jede Region einzeln zu beschaffen oder von Dritten zu beziehen, sondern in Zusammenar-
beit mit anderen Regionen oder sogar kantonal zu organisieren.  

Das schwere Material kann in Werkhöfen des Kantons, von Gemeinden oder grösseren Was-
serversorgungen gelagert werden. Ebenfalls sollte berücksichtigt werden, dass auch einsatzbe-
reites und geschultes Personal zur Verfügung steht. 

Notfall- und Reservematerial, das für den Betrieb der unverzichtbaren Anlagen und Wasserver-
sorgungen generell erforderlich ist, soll pro Region gemeinsam angeschafft werden. Art und 
Umfang des Notfall- und Reservematerials kann der Empfehlung W1012 des SVGW entnom-
men werden. 

Das schwere Material sowie das Notfall- und Reservematerial sind so zu schützen, dass es bei 
Zerstörung von Anlageteilen nicht mitzerstört wird. Es muss funktionstüchtig und trinkwasser-
konform für den Einsatz bereitgehalten werden. In Abstimmung mit dem Kanton können für die-
ses Material und eventuell auch für Desinfektionsmittel gemeinsame Lagerhaltungsverträge mit 
Lieferanten unter Berücksichtigung der Haltbarkeit getätigt werden. 

Bei der Ermittlung der erforderlichen Betriebsstoffe soll auch der Bedarf an Desinfektionsmitteln 
abgeklärt werden. Für Wasserversorgungen, die keine Wasseraufbereitung betreiben, soll ge-
prüft werden, ob eine geeignete Menge an Desinfektionsmitteln bereitgestellt werden sollte. 

5.2 Organisatorische Massnahmen 
Im Ereignisfall liegt die Führung bei den RFS beziehungsweise dem KFS. Die Wasserversor-
gung ist über den Fachbereich Technische Betriebe standardmässig in den RFS und den KFS 
eingebunden. Die Hauptaufgaben umfassen: 

 Kommunikation: 
Information der Bevölkerung über das Ereignis und die vorgesehenen Massnahmen (u.a. 
Standort und Betriebszeiten der Abgabenstellen). 

 Holprinzip: 
Das Holprinzip beinhaltet das Einrichten von öffentlichen Abgabestellen in Abstimmung mit 
den Notfalltreffpunkten des Bevölkerungsschutzes, bei denen die Bevölkerung das Trink-
wasser selbst abholen können. Die konkrete Abgabe (z.B. Beschaffung, Lagerung oder Be-
füllung von Gebinden) ist vorzusehen. Für den Bezug von Trinkwasser soll auch auf die La-
ger der Schweizerischer Mineralquellen- und Softdrinkproduzenten (SMS) zurückgegriffen 
werden. Für besondere Verbraucher die auf grosse Mengen an Trinkwasser angewiesen 
sind und für die das Holprinzip gilt, sind die Wasserbezugsstellen individuell festzulegen.  
Es werden auch Orte bezeichnet, wo Brauchwasser abgeholt werden kann. Mögliche Be-
zugsquellen sind Oberflächengewässer, das Sammeln von Regenwasser oder Grundwas-
serfassungen und Quellen, die nicht mehr als Trinkwasser genutzt werden. Möglicherweise 
sind auch einfache Aufbereitungsverfahren geeignet, um Wasser aus Oberflächengewäs-
sern für die Körperhygiene und sogar das Kochen verwenden zu können.  

 Bringprinzip: 
Die RFS sorgen für die Lieferung von Wasser zu besonderen Verbrauchern (Spitälern, Hei-
men und auf Trinkwasser angewiesene kritische Infrastrukturen) für die das Holprinzip nicht 
zumutbar ist. Es liegt in der Verantwortung dieser Einrichtung über geeignete Übernahme-
stellen, Tanks und Reservoirs zu verfügen. Auch ist die Einrichtung selbst für die Verteilung 
des Wassers verantwortlich und haben sich entsprechend vorzubereiten. 
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 Betrieb unverzichtbare Anlagen: 
Führung und Betrieb der unverzichtbaren Anlagen mit Unterstützung der zuständigen Was-
serversorgung. 

5.3 Bauliche Massnahmen der Wasserversorgung 
Viele baulichen Massnahmen, die vorbereitend getroffen werden, dienen der Stärkung der 
Resilienz, insbesondere bei den unverzichtbaren Anlagen: 

 TWM-Konzept: 
Die Massnahmen aus dem TWM-Konzept betreffend der unverzichtbaren Anlagen UVA sind 
in die ordentlichen Planungsprozesse zu überführen und werden durch die Planungsregio-
nen NRP in Abstimmung mit den betroffenen Wasserversorgungen verantwortet.  

 Stromversorgung der UVA: 
Für einen Stromausfall sind Vorbereitungen zu treffen wie beispielsweise das Schaffen einer 
Anschlussmöglichkeit für Notstromaggregate. Falls die Notstromaggregate nicht fix installiert, 
sondern erst bei Bedarf montiert werden, ist der Bezug von mobilen Aggregaten und die An-
forderungen an diese vorgängig mit den entsprechenden Partnern (Supplier) einschliesslich 
den RFS zu regeln. Ebenfalls ist der erforderlichen Treibstoffvorrat für mindestens eine Wo-
che mit diesen Partnern zu regeln. Die Installationsplätze für die Notstromaggregate und 
Treibstofftanks sind in der Regel ausserhalb der Grundwasserschutzzonen vorzusehen. Falls 
solche Anlagen ausnahmsweise in Grundwasserschutzzonen zu liegen kommen, sind ent-
sprechende Schutzvorkehrungen, insbesondere betreffend Lagerung und Umschlag von 
wassergefährdenden Stoffen mit allen betroffenen Partnern frühzeitig zu definieren und be-
willigen zu lassen.  

 Hochwassersicherheit der UVA: 
Hochwasser können zu Verunreinigungen führen. Anlagen sind mittels Objektschutzmass-
nahmen unter Beachtung der Naturgefahrenkarten zu schützen. 

 Erdbeben: 
Eine schädliche Einwirkung auf eine Anlage kann aus einem Schock entstehen13. 

 Sabotage: 
Sabotage kann zu Verunreinigungen führen. Die Anlagen sind entsprechend zu schützen. 

5.4 Betriebliche Massnahmen der Wasserversorgung 
 Business-Continuity-Management (BCM): 

Unter Business-Continuity-Management (betriebliches Kontinuitätsmanagement) wird ein 
ganzheitlicher Managementprozess verstanden, dessen Ziel es ist, bei Ereigniseintritt die 
Fortführung kritischer Geschäftsprozesse sicherzustellen. Im Rahmen eines BCM stellen die 
Wasserversorgungen sicher, dass kritische Geschäftsprozesse und Schlüsselfunktionen 
auch in schweren Mangellagen verfügbar bleiben oder rechtzeitig wieder verfügbar sind. 
Durch das BCM erarbeiten sie Geschäftsfortführungspläne, die in einer schweren Mangel-
lage zu tragen kommen. 

 Information und Kommunikation Technologie (IKT) 
Der IKT-Minimalstandard ist einzuhalten. 

 

13 vgl. Leitfaden Erdbebenprävention bei Anlagen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, AWEL, 
2018 
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 Pandemieplan: 
Betriebliche Vorbereitungen auf Pandemiefälle sind in einem Pandemieplan festzuhalten14. 

 Wasserqualität: 
In Notsituationen muss teilweise auf Wasservorkommen zurückgegriffen werden, welche in 
bakteriologischer Hinsicht den üblichen Anforderungen nicht genügen. Die Gefahr einer bak-
teriologischen Verunreinigung ist auch gegeben, wenn behelfsmässige Rohrleitungen, Was-
serbehälter oder andere provisorische Installationen eingesetzt werden. Die Krisenorganisati-
onen legen fest, unter welchen Bedingungen und mit welchen Begleitmassnahmen eine Ab-
gabe von Trinkwasser erfolgt. In schweren Mangellagen werden die Wasserversorgungen 
durch das kantonale Trinkwasserinspektorat zur Ereignisbewältigung begleitet. 
 
Bei Verunreinigungen des Wassers können epidemische Erkrankungen (u.a. Cholera, Ty-
phus, Paratyphus, Ruhr) auftreten. Besteht nur geringster Verdacht auf eine bakteriologische 
Verunreinigung des Wassers, beispielsweise durch Auswirkungen von Katastrophen, Sabo-
tagen oder gar kriegerischen Ereignissen, muss es vor seinem Gebrauch als Lebensmittel 
desinfiziert werden. Die Desinfektion mit Hilfe von Natriumhypochloritlösung oder UF-Anla-
gen ist für überraschende Einsätze in schweren Mangellagen besonders gut geeignet. Die 
Verwendung von Chlorgas setzt demgegenüber entsprechend ausgebildetes Personal und 
spezielle technische Einrichtungen voraus. Die in diesem Zusammenhang erforderliche Be-
schaffung und Vorhaltung von Material sowie die organisatorischen Massnahmen und die 
Aufgabenteilung zwischen den kommunalen, regionalen und kantonalen Stellen ist mit der 
Erarbeitung der regionalen TWM-Konzepte festzulegen. 
 
Folgende Methoden zur zeitlichen und quantitativen Intensivierung der Qualitätssicherung 
sind möglich: Trinkwasseruntersuchungen mit klassischen Nachweisverfahren müssen wäh-
rend schweren Mangellagen intensiviert werden können, dies insbesondere, wenn die Was-
serqualität bezüglich fäkaler Kontamination überprüft werden muss. In einer ausserordentli-
chen Lage sind Schnelltests zu bevorzugen. Für Analysen vor Ort eignen sich Handmessge-
räte, die physikalische Parameter wie pH-Wert, Leitfähigkeit, Trübung und Restchlor mes-
sen15. 

5.5 Massnahmen bei Abwasseranlagen 
Die Betreiber von Abwasseranlagen haben zu gewährleisten, dass sie die Trinkwasserversor-
gung – insbesondere die unverzichtbaren Anlagen – sowohl im Normalbetrieb als auch bei ei-
ner schweren Mangellage nicht beeinträchtigen. Dies gilt nicht nur für Kläranlagen, sondern für 
alle Abwasseranlagen, auch für jene der industriellen Produktion. 

Obwohl die Erfahrung zeigt, dass von defekten Abwasseranlagen in der Regel keine akute Ge-
fahr für die betroffene Bevölkerung ausgeht, können doch im Einzelfall Situationen entstehen, 
welche die Trinkwasserversorgung beeinträchtigen. Beispiele sind etwa die Kontamination von 
für die Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen vorgesehenen Notbrunnen, Unfälle 
mit Chemikalien in Abwasserreinigungsanlagen oder beschädigte Abwasseranlagen wie Kanali-
sationen, Pumpstationen in Grundwasserschutzzonen oder im Bereich von Trinkwasserleitun-
gen. 

 

14 vgl. SVGW-Empfehlung GW1003 Pandemieplan, 2009 
15 vgl. SVGW-Merkblatt W10'023 Abkochvorschriften, 2014 
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Es ist deshalb wichtig, dass bei der Planung der Massnahmen, die Gefährdung der Wasserver-
sorgung als Folge einer möglichen Beschädigung von Abwasseranlagen, untersucht wird. Be-
steht die Möglichkeit einer solchen Gefährdung, sind zumindest die notwendigen Massnahmen 
zur Ableitung des Schmutzabwassers vorzubereiten. 

5.6 Massnahmen besonderer Verbraucher und Privater 
Die besonderen Verbraucher sind selbst dafür verantwortlich, dass sie über geeignete Wasser-
tanks oder Reservoire verfügen. Auch sind in der Regel Anlagen zur Verteilung des Wassers, 
z.B. Pumpen, erforderlich. Die Systeme sind so vorzubereiten, dass diese auch bei einem 
Stromausfall funktionieren. Wo das Holprinzip anwendbar ist, liegt es auch an den entsprechen-
den Wasserbezügern, die dazu erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Der Kanton und die 
RFS informieren die verantwortlichen Betreiber über ihre Aufgaben. 

Die Bevölkerung legt einen Notvorrat an Trinkwasser gemäss der Broschüre «Kluger Rat Not-
vorrat» des Bundesamts für wirtschaftliche Landesversorgung (BWL) an. Der Kanton und die 
RFS informieren die Bevölkerung darüber. 

5.7 Aus- und Weiterbildungen sowie Übungen 
Die Ausbildung des Personals erfolgt durch die Wasserversorgung selbst und die Fachver-
bände (z.B. SVGW oder Schweizerischer Brunnenmeisterverband). Diese dient zur Erfüllung 
der speziellen Aufgaben der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen. 

Die Planungsregionen NRP sollen zusammen mit den RFS und den betroffenen Wasserversor-
gungen, welche UVA's betreiben, mittels Übungen und Planspielen, die Durchführbarkeit ihres 
Konzepts sowie ihrer Vorkehrungen prüfen und damit die Prozesse durch kontinuierliche Ver-
besserungen optimieren.  

6. Planungsregionen NRP 
Die regionale Zusammenarbeit der kommunalen Wasserversorgungen, die auch für die Resili-
enz deren Versorgungsnetzte wichtig ist, erfolgt – wie viele andere regionale Planungsaufga-
ben auch – im Perimeter der heutigen sechs Planungsregionen NRP (nur Gebiete im Kanton 
SG berücksichtigt). Wie sich die Gemeinden und die Wasserversorgungen innerhalb dieser Re-
gionen bezüglich der Koordination der Wasserversorgungen aufstellen, ist in ihrer Kompetenz. 
Für jede Region soll jedoch eine Kontaktstelle benannt werden – beispielsweise die Geschäfts-
stelle der Region oder eines Wasserverbundes – und an den VSGP gemeldet werden. 

NRP-Regionen (ohne Kantone AR und TG): 
 Regio St.Gallen – Bodensee 
 Region St.Galler Rheintal 
 Region Sarganserland – Werdenberg 
 Region Zürichsee-Linth 
 Region Toggenburg 
 Regio Wil 

Für die erste Planungsphase, in der überregionale oder gar innerhalb des gesamten Kantons 
zu besprechende Themen anfallen, wird die Leitung bei den Gemeindepräsidien sein, die im 
VSGP-Vorstand sind. In einer späteren Phase kann dann die Zuständigkeit wechseln, das ent-
scheidet die Region dann selber. 
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Aufteilung Aufgaben Regionen: 

- Wasserversorgungen im Verbund inner-
halb der sechs Planungsregionen 

NRP 

- Bevölkerungsschutzkommission /Si-

cherheitsverbund (RFS Regionen) 

- Normalbetrieb 
- Spitzenbetrieb 
- Störfallbetrieb 
- Resilienz, einschliesslich eingeschränk-

ter Versorgung 

- unterbrochene Versorgung 

 

7. Finanzierung der Massnahmen  
Die baulichen Massnahmen zur Erhöhung der Resilienz der unverzichtbaren Anlagen werden 
über einen Verteilschlüssel pro Kopf über die Gemeinden in der Planungsregion NRP finanziert. 
Für unverzichtbare Anlagen, die bereits sehr resilient vorbereitet sind, können sich weitere Ge-
meinden der Region ‘einkaufen’ mit einem Beitrag pro Kopf um die getätigten Investitionen auf 
die Region zu verteilen.  

Der Kanton koordiniert die Materialisierung und Einrichtung der Werkhöfe. Die Materialisierung, 
Einrichtung und Wartung von regionalen oder überregionalen Werkhöfen erfolgt durch die Be-
völkerungsschutzkommissionen, beziehungsweise Sicherheitsverbunde. Der Kostenteil der Ge-
meinden wird über einen Verteilschlüssel pro Kopf über die Gemeinden in der Region der Be-
völkerungsschutzkommission finanziert. Eine allfällige Anschubfinanzierung durch den Kanton 
kann geprüft werden. 
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Anhang  
 

A1 Bevölkerungsschutzkommissionen / Sicherheitsverbunde (RFS Regionen) 

A2 Planungsregionen NRP 

A3 Grundlagen 
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A2 Planungsregionen NRP 

 

 

 

  

Planungsregionen NRP 

1 Regio St.Gallen – Bodensee 

2 Region St.Galler Rheintal 

3 Region Sarganserland – Werdenberg 

4 Region Zürichsee-Linth 

5 Region Toggenburg 

6 Regio Wil 
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A3 Grundlagen 
A3.1 Gesetzliche Grundlagen 

a) Bund 

 SR 814.20, Bundesgesetz vom 24. Januar 1991 über den Schutz der Gewässer (Gewässer-
schutzgesetz, GSchG) 

 SR 814.201, Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV) 
 SR 531, Bundesgesetz vom 17. Juni 2016 über die wirtschaftliche Landesversorgung (Lan-

desversorgungsgesetz, LVG) 
 SR 531.32, Verordnung vom 19. August 2020 über die Sicherstellung der Trinkwasserversor-

gung in schweren Mangellagen (VTM) 
 SR 817.0, Bundesgesetz vom 20. Juni 2014 über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände 

(Lebensmittelgesetz, LMG) 
 Verordnung des EDI über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern und 

Duschanlagen (TBDV), 2016 
 SR 817.02 Lebensmittel- und Gebrauchsgegenständeverordnung vom 16. Dezember 2016 

(LGV) 
 SR 817.021.23, Verordnung des EDI vom 16. Dezember 2016 über die Höchstgehalte für 

Pestizidrückstände in oder auf Erzeugnissen pflanzlicher und tierischer Herkunft (VPRH) 
 SR 817.022.31, Verordnung des EDI vom 25. November 2013 über die zulässigen Zusatz-

stoffe in Lebensmitteln (Zusatzstoffverordnung, ZuV) 
 SR 817.023.21, Verordnung des EDI vom 16. Dezember 2016 über Materialien und Gegen-

stände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen (Bedarfsgegen-
ständeverordnung) 

 SR 817.024.1, Verordnung des EDI vom 16. Dezember 2016 über die Hygiene beim Umgang 
mit Lebensmitteln (Hygieneverordnung EDI, HyV) 

 SR 700, Bundesgesetz vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz, 
RPG) 

b) Kanton 

 sGS 752.2 Vollzugsgesetz zur eidg. Gewässerschutzgesetzgebung vom 11. April 1996 
 sGS 752.21 Verordnung zum Vollzugsgesetz zur eidg. Gewässerschutzgesetzgebung vom 

21. Januar 1997 
 sGS 871.1 Gesetz über den Feuerschutz vom 28.01.2021 

c) Gemeinde 

 Wasserversorgungsreglement 
 Kompetenzübertragung (Konzessionsverträge) 

A3.2 Planungsgrundlagen 

a) Kanton 

 Wasserversorgungsatlas 1:25'000 
 Gewässerschutzkarte 1:25'000 
 Grundwasserkarte 1:25'000 
 Kantonaler Richtplan  
 Datenbank WaMoS 
 Unterlagen über Konzessionen 
 Statistische Grundlagen von Gemeinde und Kanton 

b) Gemeinde / Wasserversorgung 

 Nutzungsplanung, Erschliessungsplan 
 Richtplanung der Gemeinde (Bevölkerungsentwicklung) 
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 Wasserstatistik 
 Werkpläne Wasser, Pläne ausgeführte Bauwerke von Wasserversorgungs-Anlagen, Hydran-

tenplan, hydraulische Schemas 
 Heutige Betriebsweise von Wasserversorgungsanlagen 
 Hydrogeologische Untersuchungen 
 Verträge mit anderen Wasserversorgungen oder Gruppenwasserversorgungen 
 Handbuch QS 
 Wasserproben und Wasseranalysen 

c) Fachverbände 

 Schweizerischer Verein des Gas- und Wasserfaches (SVGW), insbesondere Empfehlung 
W1005 vom Januar 2009 zur strategischen Planung der Wasserversorgung sowie W1012 
Wegleitung für die Planung und Realisierung der Trinkwasserversorgung in Notlagen (in 
Überarbeitung) +GW1003, W1007, W1013, W1018, W10016, W10017. W10023 

d) Weitere Dokumente 

 Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken NCS: Fact Sheet zum kriti-
schen Teilsektor Wasserversorgung, Stand: Oktober 2017 

 Bundesamt für Bevölkerungsschutz (2018): Leitfaden Schutz kritischer Infrastrukturen 
 Bericht des BAFU «Umgang mit Wasserressourcen in Ausnahmesituationen», 07.12.2016 

 


